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RICHTLINIE (EU) 2019/...  

DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES 

vom … 

mit Vorschriften für die Ausübung von Urheberrechten und verwandten Schutzrechten  

in Bezug auf bestimmte Online-Übertragungen von Sendeunternehmen  

und die Weiterverbreitung von Fernseh- und Hörfunkprogrammen  

und zur Änderung der Richtlinie 93/83/EWG des Rates 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, insbesondere auf Artikel 53 

Absatz 1 und Artikel 62, 

auf Vorschlag der Europäischen Kommission, 

nach Zuleitung des Entwurfs des Gesetzgebungsakts an die nationalen Parlamente, 

nach Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses1, 

nach Anhörung des Ausschusses der Regionen, 

gemäß dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren2, 

                                                 
1 ABl. C 125 vom 21.4.2017, S. 27. 
2 Standpunkt des Europäischen Parlaments vom 28. März 2019 (noch nicht im Amtsblatt 

veröffentlicht) und Beschluss des Rates vom …. 
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in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Um das ordnungsgemäße Funktionieren des Binnenmarkts zu fördern, sollte in den 

Mitgliedstaaten im Interesse der Verbraucher in der gesamten Union für eine weitere 

Verbreitung von Fernseh- und Hörfunkprogrammen aus anderen Mitgliedstaaten gesorgt 

und dafür die Lizenzierung von Urheberrechten und verwandten Schutzrechten an Werken 

und sonstigen Schutzgegenständen, die Gegenstand der Übertragung bestimmter Arten von 

Fernseh- und Hörfunkprogrammen sind, erleichtert werden. Fernseh- und Hörfunkpro-

gramme sind ein wichtiges Mittel zur Förderung der kulturellen und sprachlichen Vielfalt 

und des sozialen Zusammenhalts und zur Erweiterung des Zugangs zu Informationen. 
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(2) Durch die Weiterentwicklung digitaler Technologien und des Internets hat sich die Art und 

Weise der Verbreitung von Fernseh- und Hörfunkprogrammen und des Zugangs zu diesen 

Programmen verändert. Verbraucher erwarten in zunehmendem Maße, dass Fernseh- und 

Hörfunkprogramme sowohl live als auch auf Abruf zugänglich sind, und zwar sowohl über 

herkömmliche Kanäle wie Satellit oder Kabel als auch über Online-Dienste. Daher bieten 

die Sendeunternehmen in zunehmendem Maße über ihre eigenen Übertragungen von 

Fernseh- und Hörfunkprogrammen hinaus Online-Dienste wie Simultansendungen und 

Nachholdienste an, die ihre Übertragungen ergänzen. Betreiber von Weiterverbreitungs-

diensten, die Übertragungen von Fernseh- und Hörfunkprogrammen zu Paketen aggregie-

ren und diese den Verbrauchern unverändert und vollständig zeitgleich mit den jeweiligen 

Erstsendungen anbieten, nutzen unterschiedliche Weiterverbreitungstechnologien wie 

Kabel, Satellit, digitale terrestrische Netze, und mobile Netze oder geschlossene internet-

protokollgestützte Netze sowie das offene Internet. Darüber hinaus haben Betreiber, die 

Nutzern Fernseh- und Hörfunkprogramme bereitstellen, verschiedene Möglichkeiten, 

programmtragende Signale von Sendeunternehmen zu erlangen, z. B. mittels Direkt-

einspeisung. Seitens der Nutzer wächst die Nachfrage nach Zugang zu Übertragungen von 

Fernseh- und Hörfunkprogrammen, die ihren Ursprung nicht in ihrem Mitgliedstaat, 

sondern auch in anderen Mitgliedstaaten haben. Zu diesen Nutzern gehören Personen, die 

den sprachlichen Minderheiten in der Union angehören oder in einem anderen 

Mitgliedstaat als dem ihrer Herkunft wohnen. 
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(3) Sendeunternehmen übertragen Tag für Tag viele Stunden lang Fernseh- und Hörfunk-

programme. Diese Programme enthalten eine Fülle an Inhalten wie audiovisuelle, 

musikalische, literarische oder grafische Werke, die nach dem Unionsrecht urheber-

rechtlich oder durch verwandte Schutzrechte bzw. beides geschützt sind. Folglich müssen 

in einem komplizierten Prozess die Rechte einer Vielzahl von Rechteinhabern geklärt 

werden, die zudem verschiedene Arten von Werken und sonstigen Schutzgegenständen 

betreffen. Oft müssen die Rechte in kürzester Zeit geklärt werden, insbesondere für 

Nachrichtensendungen oder Sendungen zum aktuellen Geschehen. Damit Sendeunter-

nehmen ihre Online-Dienste über Staatsgrenzen hinweg verfügbar machen können, müssen 

sie die erforderlichen Rechte an Werken und sonstigen Schutzgegenständen für alle 

betroffenen Gebiete innehaben, was die Klärung dieser Rechte noch komplizierter macht. 

(4) Betreiber von Weiterverbreitungsdiensten bieten normalerweise eine Vielzahl an 

Programmen an, die eine Vielzahl von Werken und sonstigen Schutzgegenständen 

enthalten, und haben nur sehr wenig Zeit, die erforderlichen Lizenzen zu erwerben; sie 

müssen daher erheblichen Aufwand im Zusammenhang mit der Klärung der die Rechte 

betreffenden Fragen betreiben. Für Urheber, Produzenten und sonstige Rechteinhaber 

besteht zudem das Risiko, dass ihre Werke und sonstigen Schutzgegenstände ohne 

Erlaubnis oder angemessene Vergütung verwertet werden. Eine derartige Vergütung für 

die Weiterverbreitung ihrer Werke und sonstigen Schutzgegenstände ist wichtig, damit 

vielfältige Inhalte angeboten werden können, was auch im Interesse der Verbraucher liegt. 
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(5) Die Rechte an Werken und sonstigen Schutzgegenständen wurden unter anderem durch die 

Richtlinie 2001/29/EG des Europäischen Parlaments und des Rates1 und die Richtlinie 

2006/115/EG des Europäischen Parlaments und des Rates2 harmonisiert, durch die 

Rechteinhaber in hohem Maße geschützt werden. 

(6) Durch die Richtlinie 93/83/EWG3 wird die grenzüberschreitende Übertragung über Satellit 

und die Kabelweiterverbreitung von Fernseh- und Hörfunkprogrammen aus anderen 

Mitgliedstaaten erleichtert. Die Vorschriften der Richtlinie für Übertragungen von 

Sendeunternehmen gelten jedoch nur für Übertragungen über Satellit und daher nicht für 

Online-Dienste, die Übertragungen ergänzen. Zudem gelten die Vorschriften für die 

Weiterverbreitung von Fernseh- und Hörfunkprogrammen aus anderen Mitgliedstaaten 

nicht für die Weiterverbreitung mittels anderer Technologien, sondern nur für die 

zeitgleiche, unveränderte und vollständige Weiterverbreitung über Kabel- oder 

Mikrowellensysteme. 

                                                 
1 Richtlinie 2001/29/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 22. Mai 2001 zur 

Harmonisierung bestimmter Aspekte des Urheberrechts und der verwandten Schutzrechte in 

der Informationsgesellschaft (ABl. L 167 vom 22.6.2001, S. 10). 
2 Richtlinie 2006/115/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 12. Dezember 

2006 zum Vermietrecht und Verleihrecht sowie zu bestimmten dem Urheberrecht 

verwandten Schutzrechten im Bereich des geistigen Eigentums (ABl. L 376 vom 

27.12.2006, S. 28). 
3 Richtlinie 93/83/EWG des Rates vom 27. September 1993 zur Koordinierung bestimmter 

urheber- und leistungsschutzrechtlicher Vorschriften betreffend Satellitenrundfunk und 

Kabelweiterverbreitung (ABl. L 248 vom 6.10.1993, S. 15). 



 

 

PE-CONS 7/19    AF/mhz 6 

 ECOMP.3.B  DE 
 

(7) Demgemäß sollte die grenzüberschreitende Bereitstellung von Online-Diensten, die 

Übertragungen ergänzen, und die Weiterverbreitung von Fernseh- und Hörfunk-

programmen aus anderen Mitgliedstaaten erleichtert werden, indem der Rechtsrahmen für 

die Ausübung von Urheberrechten und verwandten Schutzrechten, die für diese 

Tätigkeiten relevant sind, angepasst wird. Bei dieser Anpassung sollte der Finanzierung 

und Produktion kreativer Inhalte und insbesondere audiovisueller Werke Rechnung 

getragen werden. 
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(8) Diese Richtlinie sollte sich auf ergänzende Online-Dienste erstrecken, die von einem 

Sendeunternehmen bereitgestellt werden und die eindeutig auf die Übertragungen des 

Sendeunternehmens bezogen und ihnen untergeordnet sind. Zu diesen Diensten gehören 

Dienste, die Fernseh- und Hörfunkprogramme zeitgleich mit ihrer Übertragung 

ausschließlich linear zugänglich machen, sowie Dienste, die vom Sendeunternehmen 

bereits übertragene Fernseh- und Hörfunkprogramme für einen begrenzten Zeitraum nach 

ihrer Übertragung zugänglich machen, sogenannte Nachholdienste. Außerdem schließen 

die von dieser Richtlinie erfassten ergänzenden Online-Dienste Dienste ein, die 

Materialien zugänglich machen, die die vom Sendeunternehmen übertragenen Fernseh- 

und Hörfunkprogramme ergänzen oder anderweitig erweitern, auch durch Vorschauen, 

Erweiterungen, Beilagen oder Besprechungen zum jeweiligen Programminhalt. Diese 

Richtlinie sollte für ergänzende Online-Dienste gelten, die den Nutzern von den Sende-

unternehmen zusammen mit dem Rundfunkdienst bereitgestellt werden. Sie sollte auch für 

ergänzende Online-Dienste gelten, die zwar eindeutig auf die jeweilige Übertragung 

bezogen und ihr untergeordnet, den Nutzern jedoch unabhängig von dem Rundfunkdienst 

zugänglich sind, ohne dass von ihnen verlangt wird, beispielsweise über ein Abonnement 

Zugang zu dem Rundfunkdienst zu erlangen. Dies lässt die Freiheit des Sendeunter-

nehmens unberührt, derartige ergänzende Online-Dienste kostenlos oder gegen Zahlung 

eines Geldbetrags anzubieten. Die Bereitstellung von einzelnen Werken oder sonstigen 

Schutzgegenständen, die in einem Fernseh- oder Rundfunkprogramm enthalten sind, oder 

von Werken oder sonstigen Schutzgegenständen, die nicht mit einem von dem Sende-

unternehmen übertragenen Programm in Verbindung stehen, etwa Dienste, die einzelne 

Musik- oder audiovisuelle Werke, Musikalben oder Videos, z. B. über Videoabrufdienste, 

zugänglich machen, sollte nicht als Online-Dienst im Sinne dieser Richtlinie gelten. 
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(9) Um die Klärung und den Erwerb von Rechten für die grenzüberschreitende Bereitstellung 

eines ergänzenden Online-Dienstes zu erleichtern, sollte festgelegt werden, dass für die 

Ausübung von Urheberrechten und verwandten Schutzrechten, die für Vorgänge im 

Zusammenhang mit der Bereitstellung eines ergänzenden Online-Dienstes, dem Zugang zu 

diesem oder dessen Nutzung relevant sind, das Ursprungslandprinzip gilt. Dieses Prinzip 

sollte die Klärung aller Rechte umfassen, die erforderlich sind, damit ein Sendeunter-

nehmen im Rahmen der Bereitstellung ergänzender Online-Dienste seine Programme 

öffentlich wiedergeben oder sie öffentlich zugänglich machen kann, einschließlich der 

Klärung der Urheberrechte und verwandten Schutzrechte an den in den Programmen 

verwendeten Werken oder sonstigen Schutzgegenständen, beispielsweise der Rechte an 

Tonträgern oder Darbietungen. Dieses Ursprungslandprinzip sollte ausschließlich für die 

Beziehungen zwischen den Rechteinhabern oder Einrichtungen, die Rechteinhaber 

vertreten, wie Verwertungsgesellschaften, und den Sendeunternehmen und nur im Hinblick 

auf die Bereitstellung eines ergänzenden Online-Dienstes, den Zugang zu diesem und 

dessen Nutzung gelten. Das Ursprungslandprinzip sollte nicht für eine nachfolgende 

drahtgebundene oder drahtlose öffentliche Wiedergabe von Werken oder sonstigen 

Schutzgegenständen, oder die nachfolgende drahtgebundene oder drahtlose öffentliche 

Zugänglichmachung von Werken und sonstigen Schutzgegenständen in einer Weise, dass 

sie Mitgliedern der Öffentlichkeit an Orten und zu Zeiten ihrer Wahl zugänglich sind oder 

für eine spätere Vervielfältigung von Werken und sonstigen Schutzgegenständen gelten, 

die in dem ergänzenden Online-Dienst enthalten sind. 
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(10) Angesichts der Besonderheiten der Finanzierungs- und Lizenzierungsverfahren für 

bestimmte audiovisuelle Werke, die häufig auf ausschließlichen Gebietslizenzen beruhen, 

ist es in Bezug auf Fernsehprogramme angezeigt, den Geltungsbereich des in dieser 

Richtlinie festgelegten Ursprungslandprinzips auf bestimmte Programmarten zu 

beschränken. Zu diesen Programmarten sollten Nachrichtensendungen und Sendungen 

zum aktuellen Geschehen sowie Eigenproduktionen eines Sendeunternehmens gehören, die 

ausschließlich von ihm finanziert werden, einschließlich solcher Produktionen, für die die 

Finanzierungsmittel der Sendeunternehmen aus öffentlichen Quellen stammen. Für die 

Zwecke dieser Richtlinie sollten als Eigenproduktionen von Sendeunternehmen 

Produktionen gelten, die von ihnen mit eigenen Mitteln produziert werden, nicht jedoch 

von Sendeunternehmen bei von ihnen unabhängigen Produzenten in Auftrag gegebene 

Produktionen und Koproduktionen. Aus denselben Gründen sollte das Ursprungsland-

prinzip nicht für Fernsehübertragungen von Sportereignissen im Sinne dieser Richtlinie 

gelten. Das Ursprungslandprinzip sollte nur dann gelten, wenn die Programme von dem 

Sendeunternehmen in seinen eigenen ergänzenden Online-Diensten verwendet werden. Es 

sollte nicht für die Lizenzierung der Eigenproduktionen eines Sendeunternehmens an 

Dritte, auch nicht an andere Rundfunkanstalten, gelten. Das Ursprungslandprinzip sollte 

die Freiheit der Rechteinhaber und das Sendeunternehmen, im Einklang mit dem 

Unionsrecht Einschränkungen der Verwertung ihrer Rechte, auch in territorialer Hinsicht, 

zu vereinbaren, nicht beeinträchtigen. 

(11) Das in dieser Richtlinie festgelegte Ursprungslandprinzip sollte zu keinerlei Verpflichtung 

für Sendeunternehmen führen, Sendungen in ihren ergänzenden Online-Diensten öffentlich 

wiederzugeben oder zugänglich zu machen oder derartige ergänzende Online-Dienste in 

einem anderen Mitgliedstaat als dem Mitgliedstaat ihrer Hauptniederlassung zu erbringen. 
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(12) Da die Bereitstellung eines ergänzenden Online-Dienstes, der Zugang zu diesem und 

dessen Nutzung im Rahmen der vorliegenden Richtlinie nur in dem Mitgliedstaat als 

erfolgt gelten, in dem das Sendeunternehmen seine Hauptniederlassung hat, der 

ergänzende Online-Dienst faktisch aber über Staatsgrenzen hinweg in anderen Mitglied-

staaten angeboten werden kann, muss sichergestellt werden, dass die Parteien bei der 

Festsetzung der Vergütung für die betreffenden Rechte alle Aspekte des ergänzenden 

Online-Dienstes, wie die Eigenschaften des Dienstes, einschließlich des Zeitraums, in dem 

die im Rahmen des Dienstes bereitgestellten Programme online verfügbar sind, das 

Publikum, sowohl in dem Mitgliedstaat, in dem das Sendeunternehmen seine 

Hauptniederlassung hat, als auch in anderen Mitgliedstaaten, in denen der Zugang zu dem 

ergänzenden Online-Dienst und dessen Nutzung erfolgt, und die bereitgestellten 

Sprachfassungen berücksichtigen. Es sollte jedoch auch künftig möglich sein, besondere 

Methoden für die Berechnung der Höhe der Vergütung für die dem Ursprungslandprinzip 

unterliegenden Rechte anzuwenden, wie zum Beispiel Methoden, bei denen die Einnahmen 

des Sendeunternehmens aus dem Online-Dienst als Grundlage herangezogen werden, die 

insbesondere von Hörfunksendeunternehmen angewandt werden. 

(13) Unter Berücksichtigung des Grundsatzes der Vertragsfreiheit bleibt auch künftig eine 

Einschränkung der Verwertung der Rechte zulässig, für die das in dieser Richtlinie 

festgelegte Ursprungslandprinzip gilt, vorausgesetzt, dass diese Einschränkung mit dem 

Unionsrecht im Einklang steht. 
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(14) Betreiber von Weiterverbreitungsdiensten können auf unterschiedliche Technologien 

zurückgreifen, um eine zum öffentlichen Empfang bestimmte Erstsendung von Fernseh- 

oder Hörfunkprogrammen aus einem anderen Mitgliedstaat zeitgleich, unverändert und 

vollständig weiterzuverbreiten. Betreiber von Weiterverbreitungsdiensten können die 

programmtragenden Signale von Sendeunternehmen, die diese Signale ihrerseits öffentlich 

übertragen, auf unterschiedliche Weise erlangen, z. B. durch den Empfang der von den 

Sendeunternehmen übertragenen Signale oder durch den Direktempfang der Signale 

mittels des technischen Verfahrens der Direkteinspeisung. Die Dienste solcher Betreiber 

können über Satellit, digitale terrestrische Netze, mobile oder geschlossene internet-

protokollgestützte Netze und ähnliche Netze oder durch Internetzugangsdienste im Sinne 

der Verordnung (EU) 2015/2120 des Europäischen Parlaments und des Rates1 angeboten 

werden. Betreiber von Weiterverbreitungsdiensten, die solche Technologien zur 

Weiterverbreitung verwenden, sollten daher von dieser Richtlinie erfasst sein und der 

Mechanismus, mit dem die obligatorische kollektive Rechtewahrnehmung eingeführt wird, 

sollte ihnen zugutekommen. Um ausreichende Schutzmaßnahmen gegen die unbefugte 

Nutzung von Werken und sonstigen Schutzgegenständen sicherzustellen, was bei kosten-

pflichtigen Diensten von besonderem Belang ist, sollten über Internetzugangsdienste 

angebotene Weiterverbreitungsdienste nur dann von dieser Richtlinie erfasst werden, wenn 

solche Weiterverbreitungsdienste in einer Umgebung angeboten werden, in der nur 

vertraglich berechtigte Nutzer Zugang zu den Weiterverbreitungen haben, und die 

Sicherheit der bereitgestellten Inhalte auf einem Niveau liegt, das mit dem Sicherheits-

niveau von Inhalten vergleichbar ist, die über geordnete Netzwerke (z. B. Kabelnetze oder 

geschlossene internetprotokollgestützte Netzwerke) übertragen werden, in denen 

weiterverbreitete Inhalte verschlüsselt werden. Diese Anforderungen sollten erfüllbar und 

angemessen sein. 

                                                 
1 Verordnung (EU) 2015/2120 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

25. November 2015 über Maßnahmen zum Zugang zum offenen Internet und zur Änderung 

der Richtlinie 2002/22/EG über den Universaldienst und Nutzerrechte bei elektronischen 

Kommunikationsnetzen und -diensten sowie der Verordnung (EU) Nr. 531/2012 über das 

Roaming in öffentlichen Mobilfunknetzen in der Union (ABl. L 310 vom 26.11.2015, S. 1). 
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(15) Für die Weiterverbreitung von Erstsendungen von Fernseh- und Hörfunkprogrammen 

müssen Betreiber von Weiterverbreitungsdiensten eine Erlaubnis von den Inhabern des 

ausschließlichen Rechts der öffentlichen Wiedergabe der Werke oder sonstigen Schutz-

gegenstände einholen. Um den Betreibern von Weiterverbreitungsdiensten Rechts-

sicherheit zu gewährleisten und Unterschiede im nationalen Recht für Weiterverbreitungs-

dienste zu beseitigen, sollten Bestimmungen gelten, die mit den Vorschriften der Richtlinie 

93/83/EWG für die Kabelweiterverbreitung vergleichbar sind. Die Vorschriften im 

Rahmen der genannten Richtlinie sehen unter anderem vor, dass das Recht, dem Betreiber 

eines Weiterverbreitungsdienstes die Erlaubnis zur Weiterverbreitung zu erteilen oder zu 

verweigern, nur durch eine Verwertungsgesellschaft geltend gemacht werden kann. Nach 

diesen Vorschriften bleibt das Recht, die Erlaubnis zu erteilen oder zu verweigern, als 

solches unangetastet, lediglich die Ausübung dieses Rechts wird zu einem gewissen Teil 

geregelt. Die Rechteinhaber sollten eine angemessene Vergütung für die Weiterverbreitung 

ihrer Werke und sonstigen Schutzgegenstände erhalten. Bei der Festlegung angemessener 

Lizenzbedingungen, einschließlich der Lizenzgebühr, für die Weiterverbreitung gemäß der 

Richtlinie 2014/26/EU des Europäischen Parlaments und des Rates1 sollte unter anderem 

dem wirtschaftlichen Wert der Nutzung der Rechte Rechnung getragen werden, was auch 

den Wert der Mittel für die Weiterverbreitung umfasst. Dies sollte die kollektive Wahr-

nehmung des Rechts auf eine einzige angemessene Vergütung für ausübende Künstler und 

Tonträgerhersteller für die öffentliche Wiedergabe von gewerblichen Tonträgern gemäß 

Artikel 8 Absatz 2 der Richtlinie 2006/115/EG, sowie die Richtlinie 2014/26/EU, 

insbesondere deren Bestimmungen über die Rechte der Rechteinhaber in Bezug auf die 

Wahl einer Verwertungsgesellschaft, unberührt lassen. 

                                                 
1 Richtlinie 2014/26/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Februar 2014 

über die kollektive Wahrnehmung von Urheber- und verwandten Schutzrechten und die 

Vergabe von Mehrgebietslizenzen für Rechte an Musikwerken für die Online-Nutzung im 

Binnenmarkt (ABl. L 84 vom 20.3.2014, S. 72). 
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(16) Nach der vorliegenden Richtlinie sollte es zulässig sein, dass Vereinbarungen zwischen 

einer Verwertungsgesellschaft und Betreibern von Weiterverbreitungsdiensten in Bezug 

auf Rechte, die gemäß der vorliegenden Richtlinie der verbindlichen kollektiven 

Rechtewahrnehmung unterliegen, auf die Rechte von Rechteinhabern, die nicht von dieser 

Verwertungsgesellschaft vertreten werden, ausgedehnt werden, ohne dass diese 

Rechteinhaber ihre Werke oder sonstigen Schutzgegenstände von der Anwendung dieses 

Mechanismus ausschließen können. Nimmt mehr als eine Verwertungsgesellschaft die 

Rechte der betreffenden Art für ihr Hoheitsgebiet wahr, so sollte es dem Mitgliedstaat, in 

dessen Hoheitsgebiet der Betreiber eines Weiterverbreitungsdienstes die Rechte für die 

Weiterverbreitung zu klären sucht, obliegen, festzulegen, welche Verwertungsgesellschaft 

bzw. Verwertungsgesellschaften das Recht hat bzw. haben, die Erlaubnis für die 

Weiterverbreitung zu erteilen oder zu verweigern. 
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(17) Rechte, die die Sendeunternehmen selbst in Bezug auf ihre Übertragungen halten, 

einschließlich der Rechte am Inhalt von Programmen, sollten von der obligatorischen 

kollektiven Rechtewahrnehmung für die Weiterverbreitung ausgenommen sein. Betreiber 

von Weiterverbreitungsdiensten und Sendeunternehmen unterhalten im Allgemeinen 

laufende Geschäftsbeziehungen, sodass Sendeunternehmen den Betreibern von Weiter-

verbreitungsdiensten bekannt sind. Daher können diese Betreiber die Rechte mit 

Sendeunternehmen vergleichsweise leicht klären. Folglich verursacht der Erwerb der 

erforderlichen Lizenzen von Sendeunternehmen den Betreibern von Weiterverbreitungs-

diensten nicht denselben Aufwand wie der Erwerb der Lizenzen von Inhabern von Rechten 

an Werken und sonstigen Schutzgegenständen, die in den Fernseh- und Hörfunkprogram-

men enthalten sind, die sie weiterverbreiten. Daher ist es nicht notwendig, das 

Lizenzierungsverfahren in Bezug auf die von Sendeunternehmen gehaltenen Rechte zu 

vereinfachen. Wenn jedoch Sendeunternehmen und Betreiber von Weiterverbreitungs-

diensten Verhandlungen aufnehmen, muss dafür Sorge getragen werden, dass sie die 

Lizenzierung von Rechten für die von dieser Richtlinie erfasste Weiterverbreitung nach 

Treu und Glauben aushandeln. Die Richtlinie 2014/26/EU enthält ähnliche Vorschriften 

für Verwertungsgesellschaften. 

(18) Durch die in dieser Richtlinie festgelegten Bestimmungen über die Weiterverbreitungs-

rechte, die Sendeunternehmen in Bezug auf eigene Übertragungen wahrnehmen, sollten 

nicht die Möglichkeiten der Rechteinhaber eingeschränkt werden, ihre Rechte entweder 

einem Sendeunternehmen oder einer Verwertungsgesellschaft zu übertragen, und so 

unmittelbar an der Vergütung, die der Betreiber eines Weiterverbreitungsdienstes 

entrichtet, beteiligt zu werden. 
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(19) Die Mitgliedstaaten sollten in der Lage sein, die in dieser Richtlinie und in der Richtlinie 

93/83/EWG festgelegten Vorschriften für die Weiterverbreitung in den Fällen 

anzuwenden, in denen sowohl die Erstsendung als auch die Weiterverbreitung in ihrem 

Hoheitsgebiet stattfindet. 

(20) Damit für Rechtssicherheit gesorgt und ein hohes Maß an Schutz für die Rechteinhaber 

aufrechterhalten wird, sollte dann, wenn Sendeunternehmen ihre programmtragenden 

Signale mittels Direkteinspeisung lediglich an Signalverteiler übertragen, ohne sie zugleich 

selbst unmittelbar öffentlich zu übertragen, und die Signalverteiler diese programm-

tragenden Signale an ihre Nutzer übertragen, damit sie die Programme sehen oder hören 

können, gelten, dass nur eine einzige öffentliche Wiedergabe erfolgt, an der sowohl die 

Sendeunternehmen als auch die Signalverteiler mit ihren jeweiligen Beiträgen beteiligt 

sind. Die Sendeunternehmen und die Signalverteiler sollten daher von den Rechteinhabern 

eine Erlaubnis für ihren jeweiligen Beitrag zu dieser einzigen öffentlichen Wiedergabe 

einholen. Die Beteiligung eines Sendeunternehmens und eines Signalverteilers an dieser 

einzigen öffentlichen Wiedergabe sollte nicht bewirken, dass Sendeunternehmen und 

Signalverteiler für diese öffentliche Wiedergabe gemeinsam haftbar gemacht werden. 

Auch künftig sollte es den Mitgliedstaaten freistehen, die Modalitäten für die Erlaubnis 

einer solchen einzigen öffentlichen Wiedergabe und die jeweils den betroffenen 

Rechteinhabern zu zahlenden Vergütungen unter Berücksichtigung der jeweiligen 

Verwertung der Werke und sonstigen Schutzgegenstände durch das Sendeunternehmen 

und den Signalverteiler im Zusammenhang mit der einzigen öffentlichen Wiedergabe auf 

nationaler Ebene festzulegen.  
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Signalverteilern entstehen, ähnlich wie Betreibern von Weiterverbreitungsdiensten, bei der 

Klärung von Rechten – mit Ausnahme von Rechten, deren Inhaber Sendeunternehmen 

sind – erhebliche Lasten. Deshalb sollten die Mitgliedstaaten vorsehen dürfen, dass 

Signalverteilern im gleichen Maße und im gleichen Umfang wie Betreibern von 

Weiterverbreitungsdiensten in Bezug auf die Weiterverbreitung im Sinne der Richtlinie 

93/83/EWG und der vorliegenden Richtlinie ein Mechanismus der obligatorischen 

kollektiven Rechtewahrnehmung für ihre Übertragungen zugutekommt. Stellen die 

Signalverteiler den Sendeunternehmen ausschließlich technische Mittel im Sinne der 

Rechtsprechung des Gerichtshofs der Europäischen Union zur Verfügung, um den 

Empfang der Sendung sicherzustellen oder den Empfang dieser Sendung zu verbessern, so 

sollten sie nicht als Mitwirkende an der öffentlichen Wiedergabe angesehen werden. 

(21) Wenn Sendeunternehmen ihre programmtragenden Signale unmittelbar öffentlich 

übertragen, mithin eine Erstsendung vornehmen, und diese Signale auch gleichzeitig 

mittels des technischen Verfahrens der Direkteinspeisung an andere Veranstalter 

übertragen, z. B. zur Sicherung der Qualität der Signale für die Weiterverbreitung, handelt 

es sich bei den von diesen anderen Veranstaltern durchgeführten Übertragungen um eine 

gesonderte öffentliche Wiedergabe, die sich von derjenigen, die Sendeunternehmen 

vornehmen, unterscheidet. In diesen Fällen sollten die Vorschriften für die 

Weiterverbreitung gemäß dieser Richtlinie und der durch die vorliegende Richtlinie 

geänderten Richtlinie 93/83/EWG gelten. 
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(22) Damit für effiziente kollektive Rechtewahrnehmung und die korrekte Verteilung der 

Einnahmen im Rahmen des mit dieser Richtlinie eingeführten verbindlichen Mechanismus 

zur kollektiven Rechtewahrnehmung gesorgt wird, ist es wichtig, dass die Verwertungs-

gesellschaften im Einklang mit den in der Richtlinie 2014/26/EU festgelegten Transparenz-

pflichten über Mitglieder, Lizenzen und die Nutzung von Werken und sonstigen 

Schutzgegenständen ordnungsgemäß Buch führen. 

(23) Um zu verhindern, dass das Ursprungslandprinzip für die Bereitstellung des Online-

Dienstes, den Zugang zu diesem und dessen Nutzung umgangen wird, indem die Laufzeit 

bestehender Vereinbarungen über die Ausübung von Urheberrechten und verwandten 

Schutzrechten verlängert wird, sollte das Ursprungslandprinzip auch für bestehende 

Vereinbarungen gelten, wobei jedoch eine Übergangszeit vorgesehen werden sollte. In 

dieser Übergangszeit sollte das Prinzip nicht für diese bestehenden Vereinbarungen gelten, 

damit es erforderlichenfalls zeitlich möglich ist, sie mit dieser Richtlinie in Einklang zu 

bringen. Zudem muss eine Übergangszeit vorgesehen werden, damit sich 

Sendeunternehmen, Signalverteiler und Rechteinhaber an die neuen Vorschriften über die 

Verwertung von Werken und sonstigen Schutzgegenständen mittels Direkteinspeisung 

gemäß den Bestimmungen dieser Richtlinie über die Übertragung von Programmen mittels 

Direkteinspeisung anpassen können. 

(24) Entsprechend den Grundsätzen der besseren Rechtsetzung sollte diese Richtlinie 

einschließlich ihrer Vorschriften über die Direkteinspeisung überprüft werden, nachdem 

sie für einen bestimmten Zeitraum in Kraft gewesen ist, unter anderem um festzustellen, 

welche Vorteile sie den Verbrauchern in der Union gebracht hat, wie sie sich auf die 

Kreativwirtschaft in der Union und auf das Niveau der Investitionen in neue Inhalte 

ausgewirkt hat und damit der kulturellen Vielfalt in der Union zugutegekommen ist. 
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(25) Diese Richtlinie steht mit den Grundrechten und Grundsätzen im Einklang, die mit der 

Charta der Grundrechte der Europäischen Union anerkannt wurden. Zwar könnte diese 

Richtlinie insofern die Ausübung der Rechte von Rechteinhabern beeinträchtigen, als für 

die Ausübung des Rechts der öffentlichen Wiedergabe in Bezug auf Weiterverbreitungs-

dienste die kollektive Rechtewahrnehmung obligatorisch ist, doch ist es notwendig, die 

Geltung der obligatorischen kollektiven Rechtewahrnehmung gezielt und auf bestimmte 

Dienste beschränkt vorzuschreiben. 

(26) Da die Ziele dieser Richtlinie, nämlich die Förderung der grenzüberschreitenden 

Bereitstellung ergänzender Online-Dienste in Bezug auf bestimmte Arten von Programmen 

und die Erleichterung der Weiterverbreitung von Fernseh- und Hörfunkprogrammen aus 

anderen Mitgliedstaaten, von den Mitgliedstaaten nicht ausreichend verwirklicht werden 

kann, sondern wegen ihres Umfangs und ihrer Wirkungen auf Unionsebene besser zu 

verwirklichen ist, kann die Union im Einklang mit dem in Artikel 5 des Vertrags über die 

Europäische Union verankerten Subsidiaritätsprinzip tätig werden. Entsprechend dem in 

demselben Artikel genannten Grundsatz der Verhältnismäßigkeit geht diese Richtlinie 

nicht über das für die Verwirklichung dieser Ziele erforderliche Maß hinaus. Was die 

grenzüberschreitende Bereitstellung ergänzender Online-Dienste betrifft, verpflichtet diese 

Richtlinie weder Sendeunternehmen, die vorgenannten Dienste über Ländergrenzen 

hinweg bereitzustellen, noch Betreiber von Weiterverbreitungsdiensten, Fernseh- und 

Rundfunkprogramme aus anderen Mitgliedstaaten in ihre Dienste aufzunehmen. Diese 

Richtlinie betrifft die Ausübung bestimmter Weiterverbreitungsrechte nur in dem Maße, 

das zur Vereinfachung der Lizenzierung von Urheberrechten und verwandten 

Schutzrechten für die betreffenden Dienste erforderlich ist, und nur im Hinblick auf 

Fernseh- und Hörfunkprogramme aus anderen Mitgliedstaaten. 
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(27) Gemäß der Gemeinsamen Politischen Erklärung vom 28. September 2011 der 

Mitgliedstaaten und der Kommission zu erläuternden Dokumenten1 haben sich die 

Mitgliedstaaten verpflichtet, in begründeten Fällen zusätzlich zur Mitteilung ihrer 

Umsetzungsmaßnahmen ein oder mehrere Dokumente zu übermitteln, in denen der 

Zusammenhang zwischen den Bestandteilen einer Richtlinie und den entsprechenden 

Teilen nationaler Umsetzungsinstrumente erläutert wird. Bei dieser Richtlinie hält der 

Gesetzgeber die Übermittlung derartiger Dokumente für gerechtfertigt — 

HABEN FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

                                                 
1 ABl. C 369 vom 17.12.2011, S. 14. 
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KAPITEL I 

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 

Artikel 1 

Gegenstand 

In dieser Richtlinie werden Vorschriften festgelegt, durch die der grenzüberschreitende Zugang zu 

einer größeren Anzahl an Fernseh- und Hörfunkprogrammen verbessert werden soll, indem die 

Klärung der Rechte für die Bereitstellung von Online-Diensten, die Übertragungen bestimmter 

Arten von Fernseh- und Hörfunkprogrammen ergänzen, und für die Weiterverbreitung von Fernseh- 

und Hörfunkprogrammen erleichtert wird. Des Weiteren werden darin Vorschriften für die 

Übertragung von Fernseh- und Hörfunkprogrammen mittels des Verfahrens der Direkteinspeisung 

festgelegt. 

Artikel 2 

Begriffsbestimmungen 

Für die Zwecke dieser Richtlinie bezeichnet der Ausdruck 

(1) „ergänzender Online-Dienst“ einen Dienst, der darin besteht, dass durch ein 

Sendeunternehmen oder unter dessen Kontrolle und Verantwortung Fernseh- oder 

Hörfunkprogramme zeitgleich mit oder für einen begrenzten Zeitraum nach ihrer 

Übertragung durch das Sendeunternehmen sowie alle Materialien, die eine derartige 

Übertragung ergänzen, online öffentlich bereitgestellt werden; 
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(2) „Weiterverbreitung“ eine zum öffentlichen Empfang bestimmte zeitgleiche, unveränderte 

und vollständige Weiterverbreitung einer Erstsendung von zum öffentlichen Empfang 

bestimmten Fernseh- und Hörfunkprogrammen aus einem anderen Mitgliedstaat, 

ausgenommen die Kabelweiterverbreitung im Sinne der Richtlinie 93/83/EWG, sofern 

diese Erstsendung drahtgebunden oder drahtlos, einschließlich über Satellit, aber nicht 

online erfolgt, vorausgesetzt, 

a) die Weiterverbreitung erfolgt durch eine andere Partei als das Sendeunternehmen, 

durch den oder unter dessen Kontrolle und Verantwortung diese Erstsendung 

erfolgte, und zwar unabhängig davon, wie die weiterverbreitende Partei die 

programmtragenden Signale von dem Sendeunternehmen für die Weiterverbreitung 

erlangt, und 

b) die Weiterverbreitung über einen Internetzugangsdienst im Sinne von Artikel 2 

Absatz 2 Nummer 2 der Verordnung (EU) 2015/2120 erfolgt in einer geordneten 

Umgebung; 

(3) „geordnete Umgebung“ eine Umgebung, in der der Betreiber von 

Weiterverbreitungsdiensten berechtigten Nutzern einen sicheren Weiterverbreitungsdienst 

erbringt; 

(4) „Direkteinspeisung“ ein technisches Verfahren, bei dem ein Sendeunternehmen einer 

Einrichtung, die kein Sendeunternehmen ist, seine programmtragenden Signale in einer 

Weise übermittelt, dass sie der Öffentlichkeit während dieser Übertragung nicht 

zugänglich sind. 
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KAPITEL II 

ERGÄNZENDE ONLINE-DIENSTE  

VON SENDEUNTERNEHMEN 

Artikel 3 

Anwendung des „Ursprungslandprinzips“ auf ergänzende Online-Dienste 

(1) Die drahtgebundene oder drahtlose öffentliche Wiedergabe und Zugänglichmachung von 

Werken oder sonstigen Schutzgegenständen in einer Weise, dass sie Mitgliedern der 

Öffentlichkeit von Orten und zu Zeiten ihrer Wahl zugänglich sind und die erfolgt, wenn 

a) Hörfunkprogramme und 

b) Fernsehprogramme, die 

i) Nachrichtensendungen und Sendungen zum aktuellen Geschehen oder 
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ii) von dem Sendeunternehmen vollständig finanzierte Eigenproduktionen sind, 

in einem ergänzenden Online-Dienst durch ein Sendeunternehmen oder unter dessen 

Kontrolle und Verantwortung bereitgestellt werden, und die Vervielfältigung solcher 

Werke oder sonstigen Schutzgegenstände, die für die Bereitstellung eines derartigen 

Online-Dienstes, den Zugang zu diesem oder dessen Nutzung in Bezug auf dieselben 

Programme erforderlich ist, gelten für die Zwecke der Ausübung des Urheberrechts und 

verwandter Schutzrechte, die für diese Handlungen relevant sind, als nur in dem 

Mitgliedstaat erfolgt, in dem das Sendeunternehmen seine Hauptniederlassung hat. 

Unterabsatz 1 Buchstabe b gilt nicht für die Übertragung von Sportveranstaltungen und für 

in ihnen enthaltene Werke und sonstige Schutzgegenstände. 

(2) Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, dass die Parteien bei der Festsetzung der 

Vergütung für die Rechte, für die das in Absatz 1 genannte Ursprungslandprinzip gilt, alle 

Aspekte des ergänzenden Online-Dienstes, wie die Eigenschaften des Dienstes, 

einschließlich des Zeitraums, in dem die im Rahmen des Dienstes bereitgestellten 

Programme online verfügbar sind, das Publikum und die bereitgestellten Sprachfassungen 

berücksichtigen. 

Unterabsatz 1 schließt die Berechnung der Höhe der Vergütung auf der Grundlage der 

Einnahmen des Sendeunternehmens nicht aus. 

(3) Das in Absatz 1 genannte Ursprungslandprinzip lässt die Vertragsfreiheit der 

Rechteinhaber sowie des Sendeunternehmens unberührt, im Einklang mit dem Unionsrecht 

die Verwertung solcher Rechte, einschließlich der Rechte gemäß der Richtlinie 

2001/29/EG, einzuschränken. 
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KAPITEL III 

WEITERVERBREITUNG  

VON FERNSEH- UND HÖRFUNKPROGRAMMEN 

Artikel 4 

Ausübung der Rechte an der Weiterverbreitung  

durch andere Rechteinhaber als Sendeunternehmen 

(1) Jede Weiterverbreitung von Programmen bedarf der Erlaubnis der Inhabern des 

ausschließlichen Rechts der öffentlichen Wiedergabe. 

Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, dass Rechteinhaber ihr Recht zur Erteilung oder 

Verweigerung einer Erlaubnis für die Weiterverbreitung nur über eine 

Verwertungsgesellschaft geltend machen dürfen. 

(2) Hat ein Rechteinhaber die Ausübung der in Absatz 1 Unterabsatz 2 genannten Rechte 

keiner Verwertungsgesellschaft übertragen, so gilt die Verwertungsgesellschaft, die Rechte 

der gleichen Art für das Hoheitsgebiet des Mitgliedstaats wahrnimmt, für den der Betreiber 

von Weiterverbreitungsdiensten die Rechte für die Weiterverbreitung zu klären und zu 

erwerben sucht, als bevollmächtigt, die Erlaubnis der Weiterverbreitung für den 

Rechteinhaber zu erteilen oder zu verweigern. 
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Nimmt jedoch mehr als eine Verwertungsgesellschaft Rechte dieser Art für das 

Hoheitsgebiet des betreffenden Mitgliedstaats wahr, obliegt es dem Mitgliedstaat, für 

dessen Hoheitsgebiet der Betreiber eines Weiterverbreitungsdienstes die Rechte für die 

Weiterverbreitung zu klären sucht, zu entscheiden, welche Verwertungsgesellschaft bzw. 

Verwertungsgesellschaften berechtigt ist bzw. sind, die Erlaubnis der Weiterverbreitung zu 

erteilen oder zu verweigern. 

(3) Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, dass sich für einen Rechteinhaber aus der 

Vereinbarung zwischen einem Betreiber von Weiterverbreitungsdiensten und einer 

Verwertungsgesellschaft bzw. mehreren Verwertungsgesellschaften, die gemäß Absatz 2 

tätig wird bzw. werden, die gleichen Rechte und Pflichten wie für Rechteinhaber ergeben, 

die diese Verwertungsgesellschaft bzw. Verwertungsgesellschaften bevollmächtigt haben. 

Die Mitgliedstaaten stellen auch sicher, dass dieser Rechteinhaber in der Lage ist, diese 

Rechte innerhalb eines von dem betroffenen Mitgliedstaat festzulegenden Zeitraums 

geltend zu machen, der – gerechnet vom Zeitpunkt der Weiterverbreitung an, die sein 

Werk oder sonstige Schutzgegenstände umfasst – nicht kürzer als drei Jahre sein darf. 

Artikel 5 

Ausübung der Rechte  

an der Weiterverbreitung durch Sendeunternehmen 

(1) Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, dass Artikel 4 auf die Rechte an der 

Weiterverbreitung, die ein Sendeunternehmen in Bezug auf seine eigene Übertragung 

geltend macht, keine Anwendung findet, wobei es unerheblich ist, ob die betreffenden 

Rechte eigene Rechte sind oder ihm durch andere Rechteinhaber übertragen worden sind. 
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(2) Die Mitgliedstaaten bestimmen, dass Verhandlungen über die Erlaubnis der 

Weiterverbreitung gemäß dieser Richtlinie zwischen Sendeunternehmen und Betreibern 

von Weiterverbreitungsdiensten nach Treu und Glauben geführt werden. 

Artikel 6 

Vermittlung 

Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, dass die Inanspruchnahme von Unterstützung durch einen 

oder mehrere Vermittler gemäß Artikel 11 der Richtlinie 93/83/EWG möglich ist, wenn keine 

Vereinbarung zwischen der Verwertungsgesellschaft und dem Betreiber von 

Weiterverbreitungsdiensten oder zwischen dem Betreiber von Weiterverbreitungsdiensten und dem 

Sendeunternehmen über die Erlaubnis der Weiterverbreitung von Sendungen geschlossen wird. 

Artikel 7 

Weiterverbreitung einer Erstsendung  

aus demselben Mitgliedstaat 

Die Mitgliedstaaten können vorsehen, dass die Vorschriften dieses Kapitels und des Kapitels III der 

Richtlinie 93/83/EWG in den Fällen Anwendung finden, in denen sowohl die Erstsendung als auch 

die Weiterverbreitung in ihrem Hoheitsgebiet stattfindet. 
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KAPITEL IV 

ÜBERTRAGUNG VON PROGRAMMEN  

MITTELS DIREKTEINSPEISUNG 

Artikel 8 

Übertragung von Programmen mittels Direkteinspeisung 

(1) Überträgt ein Sendeunternehmen seine programmtragenden Signale mittels 

Direkteinspeisung an einen Signalverteiler, ohne sie gleichzeitig selbst öffentlich zu 

übertragen, und überträgt der Signalverteiler diese programmtragenden Signale unmittelbar 

öffentlich, so gelten das Sendeunternehmen und der Signalverteiler als Teilnehmer an einer 

einzigen öffentlichen Wiedergabe, für die sie die Erlaubnis der Rechteinhaber einholen 

müssen. Die Mitgliedstaaten können die Modalitäten für die Einholung der Erlaubnis der 

Rechteinhaber festlegen. 

(2) Die Mitgliedstaaten können vorsehen, dass die Artikel 4, 5 und 6 der vorliegenden 

Richtlinie entsprechend für die Ausübung des Rechts von Rechteinhabern gelten, 

Signalverteilern die Erlaubnis, eine Übertragung gemäß Absatz 1, die mit einem der in 

Artikel 1 Absatz 3 der Richtlinie 93/83/EWG oder in Artikel 2 Nummer 2 der vorliegenden 

Richtlinie genannten technischen Mittel durchgeführt wird, zu erteilen oder zu verweigern. 
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KAPITEL V 

SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

Artikel 9 

Änderung der Richtlinie 93/83/EWG 

Artikel 1 Absatz 3 der Richtlinie 93/83/EWG erhält folgende Fassung: 

„(3) Für die Zwecke dieser Richtlinie bedeutet „Kabelweiterverbreitung“ die zeitgleiche, 

unveränderte und vollständige Weiterverbreitung einer drahtlosen oder drahtgebundenen, 

erdgebundenen oder durch Satellit übermittelten Erstsendung von Fernseh- oder 

Hörfunkprogrammen, die zum öffentlichen Empfang bestimmt sind, aus einem anderen 

Mitgliedstaat durch Kabel- oder Mikrowellensysteme, unabhängig davon, wie der 

Betreiber eines Kabelweiterverbreitungsdienstes die programmtragenden Signale von dem 

Sendeunternehmen für die Weiterverbreitung erlangt.“ 

Artikel 10 

Überprüfung 

(1) Die Kommission führt bis zum … [sechs Jahre nach Inkrafttreten dieser Richtlinie] eine 

Überprüfung dieser Richtlinie durch und legt dem Europäischen Parlament, dem Rat und 

dem Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss einen Bericht mit den wichtigsten 

Ergebnissen vor. Dieser Bericht wird veröffentlicht und der Öffentlichkeit auf der Website 

der Kommission zugänglich gemacht. 
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(2) Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission rechtzeitig alle erheblichen und 

notwendigen Angaben, die für die Ausarbeitung des in Absatz 1 genannten Berichts 

erforderlich sind. 

Artikel 11 

Übergangsbestimmung 

Am ... [zwei Jahre nach Inkrafttreten dieser Richtlinie] bestehende Vereinbarungen über die 

Ausübung von Urheberrechten und verwandten Schutzrechten für die drahtgebundene oder 

drahtlose öffentliche Wiedergabe und öffentliche Zugänglichmachung von Werken oder sonstigen 

Schutzgegenständen in einer Weise, dass sie Mitgliedern der Öffentlichkeit von Orten und zu Zeiten 

ihrer Wahl zugänglich sind, und die erfolgt, wenn ein ergänzender Online-Dienst bereitgestellt 

wird, bzw. für die Vervielfältigung, die für die Bereitstellung eines derartigen Online-Dienstes, den 

Zugang zu diesem oder dessen Nutzung erforderlich ist, unterliegen ab dem ... [sechs Jahre nach 

Inkrafttreten dieser Richtlinie] Artikel 3, sofern sie nach diesem Zeitpunkt ablaufen. 

Für die öffentliche Wiedergabe gemäß Artikel 8 eingeholte Erlaubnisse, die am ... [zwei Jahre nach 

Inkrafttreten dieser Richtlinie] in Kraft sind, unterliegen ab dem ... [vier Jahre nach Inkrafttreten 

dieser Richtlinie] Artikel 8, sofern sie nach diesem Zeitpunkt ablaufen. 
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Artikel 12 

Umsetzung 

(1) Die Mitgliedstaaten setzen die Rechts- und Verwaltungsvorschriften in Kraft, die 

erforderlich sind, um dieser Richtlinie bis zum … [zwei Jahre nach Inkrafttreten] 

nachzukommen. Sie setzen die Kommission unverzüglich davon in Kenntnis. 

Bei Erlass dieser Vorschriften nehmen die Mitgliedstaaten in den Vorschriften selbst oder 

durch einen Hinweis bei der amtlichen Veröffentlichung auf diese Richtlinie Bezug. Die 

Mitgliedstaaten regeln die Einzelheiten dieser Bezugnahme. 

(2) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wortlaut der nationalen Rechtsvorschriften 

mit, die sie auf dem unter diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen. 
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Artikel 13 

Inkrafttreten 

Diese Richtlinie tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der 

Europäischen Union in Kraft. 

Artikel 14 

Adressaten 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 

Geschehen zu … 

Im Namen des Europäischen Parlaments Im Namen des Rates 

Der Präsident Der Präsident 
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